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Sozialstaat schützen: Fehlanreize und Missbrauchsmöglichkeiten beseitigen
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Vielen Dank. Sehr geehrter Herr Präsident, aus dem Koalitionsarbeitsbereich Soziales 
werde ich gern auch für die Koalitionsfraktionen hier kurz Stellung beziehen. Ich glaube, 
Frau Baum hat schon sehr viel Richtiges gesagt: Der vorliegende Antrag bläht einen 
Sachverhalt auf, den es so eigentlich überhaupt nicht gibt. Sie stellen das zwar immer so 
dar, aber es fehlen jegliche Belege dafür. Es ist einfach rechte Stimmungsmache, die Sie 
hier betreiben und mit der Sie mal wieder untere Einkommensgruppen und Menschen dort
gegeneinander ausspielen. Das ist einfach furchtbar und zurückzuweisen.

In der Aktuellen Stunde am Mittwoch hatten wir das Thema leider auch schon mal hier 
beraten müssen – diese angeblichen, nicht belegten Missbrauchsvorwürfe bei den 
Sozialleistungen. Da kann man nur zu dem Schluss kommen, dass Sie einfach keine 
Kenntnis haben, wie das vollzogen wird und wie das aussieht. Denn es ist auch so, dass 
sich die Personen grundsätzlich im zeit- und ortsnahen Bereich des Leistungsträgers 
aufhalten müssen, um Leistungen zu erhalten. Also muss der Schwerpunkt des 
Aufenthalts dementsprechend auch Deutschland sein. Zur Überprüfung werden alle 
Prozesse herangezogen, die auch für deutsche Leistungsempfängerinnen und -empfänger
angewandt werden. Sofern Leistungsbezieher vereinbarte Eingliederungsmaßnahmen in 
den Arbeitsmarkt nicht wahrnehmen oder andere auch zu Terminen nicht erscheinen, wird 
ein Überprüfungsprozess angestoßen, ob sich die betreffenden Personen noch in 
Deutschland aufhalten oder nicht. Das ist das, was Sie immer anzweifeln, als würde es 
das alles nicht geben: extrem – wie ich finde – strenge Prüf- und Kontrollmechanismen, 
gerade wenn es um den Bereich der sozialen Transferleistungen geht.

Dann würde ich auch gern sagen, dass dieser Antrag meines Erachtens aus zwei Gründen
auch unverschämt ist. Der eine ist: Er richtet sich klipp und klar gegen aus der Ukraine 
geflüchtete Menschen, die im Moment vor einem Krieg flüchten, die Schutz suchen, die 
Frieden suchen und Sicherheit, und denen sollte man solidarisch und mit offenen Armen 
begegnen und nicht mit dem Vorwurf, dass hier irgendwelche Leistungen missbraucht 
werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Das ist das eine. Und das andere ist noch, dass es auch um die allgemeinen 
Sozialtransferempfängerinnen und -empfänger geht. Auch die müssen sich ständig 
gegenüber den Ämtern offenbaren – ich sage es jetzt mal so –, nackig machen bis auf den
letzten Cent, darstellen, wie ihre Situation aussieht, um überhaupt Leistungen zu erhalten. 
Dann werden sie ständig auch strengstens und streng kontrolliert. Das ist die Realität. Und
auch denen treten Sie mit Ihrem Antrag vors Schienbein, weil da auch irgendwie 
mitschwingt, dass immer mal hier und da Missbrauch möglich wäre.

Zwei Dinge noch, die ich gern daraus ableiten möchte: Wir müssen überhaupt – das 
Bürgergeld ist gerade frisch auf den Weg gebracht – noch mal allgemein über die weitere 
Entwicklung des Sozialstaats in diesem Bereich reden. Auch die Frage der 



Sanktionsfreiheit muss klarer problematisiert und thematisiert werden. Das wäre ein Punkt.
Das andere ist, dass es eine allgemeine flächendeckende Tarifbindung braucht, dass eben
nicht der Fall dann eintritt, dass hier Menschen, die leider aufgrund der 
Einkommenssituation nicht so viel haben, hier gegeneinander ausgespielt werden.

(Zwischenruf Abg. Gröning, Gruppe der BfTh: Also schließen Sie das nur aus?)

Deswegen werden auch die rot-rot-grünen Koalitionsfraktionen diesen Antrag sehr gern 
ablehnen. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


